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Antrag 

des Abgeordneten Suhr und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Bedrohung der Informations- und Meinungsfreiheit in ARD und ZDF 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag ist besorgt über die zunehmende Bedro- 
hung der Informations- und Meinungsfreiheit in ARD und ZDF, 
insbesondere in der vor uns hegenden Vorwahlzeit zur Bundes- 
tagswahl im Januar 1987. 

Der Deutsche Bundestag verurteüt 

— das Vorhaben der ARD, die pohtischen Magazine „Monitor", 
„Panorama", „Report", Baden-Baden, und „Report", Mün- 
chen, neun Wochen vor der Bundestagswahl aus dem Pro- 
gramm zu nehmen; 

— das ergangene Sendeverbot der Satiresendung „Scheiben- 
wischer" beim Bayerischen Rundfunk xmd im ARD/ZDF- Vor- 
mittagsprogramm ; 

— die Absetzung von „Rudis Tagesshow" während der Vorwahl- 
zeit. 

Der Deutsche Bimdestag vermerkt darüber hinaus mit großer 
Besorgnis, daß die öffentiich-rechtüchen Rundfunkanstalten sich 
mit ihren Programmen zunehmend von ihrem Programmauftrag 
des umfassenden Informierens, des Büdens und der Unterhaltung 
entfernen. Die Einschaltquoten sind nach der Rundfunkverfas- 
sung der Bundesrepubhk Deutschland kein Merkmal für die 
Quahtät von Programmen. Die Verdrängimg und Verkürzung von 
Wortbeiträgen im Hörfunk durch „Musikteppiche" widerspricht 
dem Programmauftrag der Rundfunkanstalten ebenso wie die 
hauptsächhche Ausrichtung von Fernsehprogrammen an seichter 
Unterhaltung. 

Der Deutsche Bimdestag fordert ARD und ZDF auf, 

— die obengenannten Informations- und kritischen Unterhal- 
tungssendungen keiner Einschränkung zu unterziehen, son- 
dern die Sendezeit für die pohtischen Magazine in der Vor- 
wahlzeit zu verdoppeln; 

— alle Tendenzen zur Entpohtisierung und Verflachung der Pro- 
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gramme zu stoppen und sich an ihi:em Programmauftrag zu 
orientieren; 

— Verkrustung, Bürokratisierung und Parteienproporz abzu- 
bauen zugunsten stärkerer Bürgerb eteiligtmg und journali- 
stischer Quahtät. 

Bonn, den 12. Juni 1986 

Suhr 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


Begründung 

Wie die genannten Beispiele der (versuchten) Absetzung kriti- 
scher tmd politisch informierender Sendungen zeigen, xmterlie- 
gen die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten der Bundesrepubhk 
Deutschland insbesondere in Vorwahlzeiten dem verstärkten 
Druck lang etablierter Parteivertreter, mißliebige Sendungen aus 
dem Programm zu nehmen. Hinzu kommt der seit längerer Zeit 
beobachtbare Anpassungsdruck zur Entpoütisierung tmd Verfla- 
chung der Programme, um der noch nicht ernsthaft bestehenden 
Konkurrenz privater Anbieter durch eine Anbiederung an den 
vermeintlichen Massengeschmack zuvorzukommen. Dieses Vor- 
gehen widerspricht dem Programmauftrag der öffentlich-recht- 
lichen Anstalten zu umfassender Information, dem Büdungs- und 
Kulturauftrag der Sendeanstalten. 

Daß die Vertreter der etablierten gesellschaftlich relevanten 
Gruppen nicht bereit sind, neuen gesellschaftlichen Kräften wie 
der Umwelt-, der Friedens- oder der Frauenbewegxmg bzw. den 
GRÜNEN als neu im Deutschen Bundestag vertretene Partei Mit- 
spracherechte in den Kontrollorganen der Rundfunkanstalten ein- 
zuräumen, belegt die Verkrustung, Bürokratisierung und den 
Pcuteieneinfluß der Altparteien auf die ihrer Verfassung nach 
Staatsfemen Sender. 
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